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Beschlussempfehlung 

Hannover, den 22.01.2025 

Ausschuss für Inneres und Sport 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-

zes, der Kommunalhaushalts- und -kassenverordnung, des Niedersächsischen Kommunal-

wahlgesetzes sowie der Niedersächsischen Kommunalwahlordnung, des Niedersächsischen 

Beamtenversorgungsgesetzes und des Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgeset-

zes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/5303 

Berichterstattung: Abg. Ulrich Watermann (SPD) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

Der Ausschuss für Inneres und Sport empfiehlt dem Landtag, den Gesetzentwurf der Landesregie-

rung in der Drucksache 19/5303 mit den aus der Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen. 

Doris Schröder-Köpf 

Vorsitzende 
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Gesetz  Gesetz  

zur Änderung des Niedersächsischen  

Kommunalverfassungsgesetzes, 

der Kommunalhaushalts- und -kassenverordnung, 

des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes  

sowie der Niedersächsischen  

Kommunalwahlordnung, des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes und des  

Niedersächsischen  

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

zur Änderung des Niedersächsischen  

Kommunalverfassungsgesetzes, 

der Kommunalhaushalts- und -kassenverordnung, 

des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes  

sowie der Niedersächsischen  

Kommunalwahlordnung, des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes und des  

Niedersächsischen  

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

  

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Niedersächsischen  

Kommunalverfassungsgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen  

Kommunalverfassungsgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Kommunalverfassungsge-

setz vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zu-

letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Feb-

ruar 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 9), wird wie folgt geän-

dert:  

 Das Niedersächsische Kommunalverfassungsge-

setz vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zu-

letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. No-

vember 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 91), wird wie folgt ge-

ändert: 

  

  1. § 58 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   1. § 58 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  

a) Nummer 16 erhält folgende Fassung: a) Nummer 16 erhält folgende Fassung: 

  

„16. Richtlinien für die Übernahme von 

Bürgschaften und Verpflichtungen 

aus Gewährverträgen sowie für den 

Abschluss von Rechtsgeschäften, 

die diesen wirtschaftlich gleichkom-

men, (§ 121 Abs. 2 Satz 5, auch in 

Verbindung mit Abs. 3),“. 

„16. die Bestellung von Sicherheiten für 

Dritte (§ 121 Abs. 1) sowie diejeni-

gen Rechtsgeschäfte, die der Auf-

nahme von Krediten wirtschaftlich 

gleichstehen, es sei denn, dass das 

Rechtsgeschäft einen in der Haupt-

satzung bestimmten Betrag nicht 

übersteigt oder zu den Rechtsge-

schäften der laufenden Verwaltung 

gehört,“.  

  

b) Nach Nummer 16 werden die folgenden Num-

mern 16 a und 16 b eingefügt: 

b) Nach Nummer 16 wird die folgende_ Num-

mer_ 16 a __________ eingefügt: 

  

„16 a. Richtlinien für Aufnahme und Be-

wirtschaftung von Konzernkrediten 

(§ 121 a Abs. 4 Satz 2), 

„16 a. Richtlinien für die Übernahme von 

Bürgschaften und Verpflichtungen 

aus Gewährverträgen sowie für den 

Abschluss von Rechtsgeschäften, 

die diesen wirtschaftlich gleichkom-

men (§ 121 Abs. 2 Satz 5, auch in 

Verbindung mit Abs. 3),“. 

  

16 b. die Bestellung von Sicherheiten für 

Dritte sowie diejenigen Rechtsge-

schäfte, die der Aufnahme von Kre-

diten wirtschaftlich gleichstehen, es 

sei denn, dass das Rechtsgeschäft 

einen in der Hauptsatzung be-

stimmten Betrag nicht übersteigt,  

__________ (jetzt Nummer 16) 
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oder zu den Rechtsgeschäften der 

laufenden Verwaltung gehört,“. 

  

  2. § 80 wird wie folgt geändert:   2. § 80 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:  a) unverändert 

  

„2Die Amtszeit beträgt acht Jahre.“   

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  b) unverändert 

  

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:   

  

„1Die Wahl findet statt innerhalb von 

sechs Monaten 

 

  

1. vor dem Ablauf der Amtszeit der 

bisherigen Amtsinhaberin oder des 

bisherigen Amtsinhabers oder 

 

  

2. vor dem Beginn des Ruhestandes 

der bisherigen Amtsinhaberin oder 

des bisherigen Amtsinhabers nach 

§ 83 Satz 6.“ 

 

  

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „ande-

ren“ die Worte „als dem in Satz 1 Nr. 2 

genannten“ eingefügt. 

 

  

cc) In Satz 3 werden nach dem Wort „später“ 

die Worte „und in dem Fall des Satzes 1 

Nr. 1 bis zu drei Monate früher“ eingefügt. 

 

  

dd) Satz 4 wird gestrichen.  

  

c) Absatz 3 wird gestrichen. c) unverändert 

  

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und darin 

erhält Satz 2 folgende Fassung: 

d) unverändert 

  

„2Der Beschluss über den vorläufigen Verzicht 

ist in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 min-

destens fünf Monate vor Ablauf der Amtszeit 

oder vor Beginn des Ruhestandes der Amtsin-

haberin oder des Amtsinhabers und in den Fäl-

len des Absatzes 2 Satz 2 innerhalb eines Mo-

nats nach dem vorzeitigen Ausscheiden aus 

dem Amt zu fassen.“  

 

  

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. e) unverändert 

  

f) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und wie 

folgt geändert: 

f) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und wie 

folgt geändert: 

  

aa) Satz 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: aa) Satz 3 ____ wird wie folgt geändert: 
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 aaa) Nummer 1 erhält folgende Fas-

sung: 

  

„1. mit dem Ablauf des Tages, an dem 

die Amtszeit der bisherigen Amtsin-

haberin oder des bisherigen Amts-

inhabers nach Absatz 1 Satz 2 en-

det,“. 

1. unverändert 

  

 bbb)  In ____ Nummer 2 wird die An-

gabe „Absatz 4“ durch die Angabe 

„Absatz 3“ ersetzt. 

  

  

bb) In Satz 3 Nr. 2 wird die Angabe „Ab-

satz 4“ durch die Angabe „Absatz 3“ er-

setzt.  

bb) wird (hier) gestrichen (jetzt in Doppel-

buchst. aa, Dreifachbuchst. bbb enthal-

ten) 

  

  

cc) Es wird der folgende neue Satz 5 einge-

fügt: 

cc) unverändert 

  

„5Findet nach Absatz 2 Satz 3 eine Wahl 

später als in Absatz 2 Satz 1 vorgeschrie-

ben statt oder handelt es sich um 

 

  

a) eine Stichwahl nach § 45 g Abs. 2 

Satz 3 NKWG, 

 

  

b) eine Nachwahl nach § 41 NKWG in 

Verbindung mit § 45 a NKWG, 

 

  

c) eine neue Direktwahl nach § 45 n 

Abs. 1 NKWG,  

 

  

d) eine Wiederholungswahl nach 

§ 45 m NKWG oder  

 

  

e) eine nachgeholte Wahl nach § 52 c 

Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung 

mit Abs. 5, NKWG,  

 

  

so verlängert sich die Amtszeit der Amts-

inhaberin oder des Amtsinhabers bis zur 

Begründung des Beamtenverhältnisses 

der Nachfolgerin oder des Nachfolgers.“ 

 

  

dd) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6. dd) unverändert 

  

g) Absatz 7 erhält folgende Fassung: g) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6 und er-

hält folgende Fassung: 

  

 „(7) Ist eine Hauptverwaltungsbeamtin 

oder ein Hauptverwaltungsbeamter vor dem 

 „(6) 1Ist eine Hauptverwaltungsbeamtin 

oder ein Hauptverwaltungsbeamter vor dem 
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1. Dezember 2024 gewählt worden oder ist als 

Wahltag für eine Direktwahl vor dem 1. De-

zember 2024 ein Tag nach dem 1. Dezember 

2024 bestimmt worden, so finden für die Dauer 

der Amtszeit, die Bestimmung des Wahltages 

und die Berechnung der Dienstzeit die am 

30. November 2024 geltenden Vorschriften 

Anwendung.“ 

1. Februar 2025 gewählt worden, __________ 

so finden für die Begründung des Beamten-

verhältnisses, die Dauer der Amtszeit 

__________ und die Berechnung der Dienst-

zeit die am 31. Januar 2025 geltenden Vor-

schriften Anwendung. 2Satz 1 gilt auch, wenn 

vor dem 1. Februar 2025 als Wahltag für eine 

Direktwahl ein Tag nach dem 1. Februar 2025 

bestimmt worden ist; in diesem Fall sind 

auch für die Durchführung der Direktwahl 

die am 31. Januar 2025 geltenden Vor-

schriften anzuwenden.“ 

  

h) Die Absätze 8 und 9 werden gestrichen. h) unverändert 

  

i) Absatz 10 wird gestrichen. i) unverändert 

  

  3. § 81 Abs. 1 erhält folgende Fassung:   3. unverändert 

  

 „(1) 1Die Vereidigung der Hauptverwaltungs-

beamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten findet 

in der Sitzung der Vertretung statt, die auf die Be-

gründung des Beamtenverhältnisses folgt. 2Sie wird 

von einer ehrenamtlichen Stellvertreterin oder ei-

nem ehrenamtlichen Stellvertreter der Hauptverwal-

tungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten 

durchgeführt.“ 

 

  

 3/1. § 111 Abs. 5 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

  

 „3Eine Rechtspflicht zur Erhebung von Beiträ-

gen für Verkehrsanlagen, wiederkehrenden Bei-

trägen für Verkehrsanlagen, Beiträgen für öffent-

liche Spielplätze und Tourismus- sowie Gäste-

beiträgen besteht nicht.“ 

  

  

  4. § 121 Abs. 2 bis 4 erhält folgende Fassung:   4. § 121 Abs. 2 bis 4 erhält folgende Fassung: 

  

 „(2) 1Die Kommunen dürfen Bürgschaften und 

Verpflichtungen aus Gewährverträgen für Dritte nur 

übernehmen, wenn  

 „(2) 1Abweichend von Absatz 1 dürfen die 

Kommunen zugunsten Dritter Bürgschaften und 

Verpflichtungen aus Gewährverträgen ____ über-

nehmen, wenn dies im Rahmen der Erfüllung ihrer 

Aufgaben erfolgt und eine Prüfung der wirtschaft-

lichen Lage des Dritten durch die Kommune er-

geben hat, dass ihre Inanspruchnahme aus dem 

Rechtsgeschäft nicht zu erwarten ist.  

  

1. dies im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben 

erfolgt, 

__________  

  

2. eine Inanspruchnahme der Kommune aus 

dem Rechtsgeschäft nicht zu erwarten ist und 

__________ 
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3. bei dem Dritten ein beherrschender kommuna-

ler Einfluss besteht oder die Kommune ein be-

sonderes Interesse an der Übernahme hat.  

__________ 

  
2Ist die Kommune an dem Dritten beteiligt, so darf 

die Bürgschaftssumme im Verhältnis zur Hauptver-

bindlichkeit nicht höher sein als das Beteiligungsver-

hältnis der Kommune an dem Dritten, es sei denn, 

dass die Kommune ein besonderes Interesse an der 

Übernahme einer höheren Bürgschaftssumme hat. 
3Ist die Kommune an dem Dritten nicht beteiligt, so 

ist für die Höhe der Bürgschaftssumme das beson-

dere Interesse der Kommune an der Übernahme der 

Bürgschaft in vorgesehener Höhe maßgeblich. 4Die 

Sätze 2 und 3 gelten bei Verpflichtungen aus Ge-

währverträgen entsprechend. 5Die Kommune hat für 

die Übernahme von Bürgschaften und Verpflichtun-

gen aus Gewährverträgen Richtlinien aufzustellen. 
6Im Einzelfall kann abweichend von Satz 5 ein Be-

schluss der Vertretung erfolgen. 

2Ist die Kommune an dem Dritten beteiligt, so darf 

der Umfang der Bürgschaftsschuld nach Satz 1 

im Verhältnis zur Hauptverbindlichkeit nicht höher 

sein als die Anteile der Kommune an dem Dritten, 

es sei denn, dass die Kommune ausnahmsweise 

ein begründetes Interesse an der Übernahme einer 

höheren Bürgschaftsschuld hat, das über das In-

teresse an der Aufgabenerfüllung hinausgeht. 
3Ist die Kommune an dem Dritten nicht beteiligt, so 

darf eine Bürgschaft nach Satz 1 ausnahms-

weise übernommen werden, wenn aufgrund der 

Übernahme ein erheblicher finanzieller Vorteil 

für die Kommune zu erwarten ist. 4Die Sätze 2 

und 3 gelten bei Verpflichtungen aus Gewährverträ-

gen entsprechend. 5Wenn die Übernahme von 

Bürgschaften und Verpflichtungen aus Gewährver-

trägen nicht durch eine Richtlinie gemäß § 58 

Abs. 1 Nr. 16 a geregelt ist, bedarf sie eines Be-

schlusses der Vertretung. 6__________ (jetzt teil-

weise in Satz 5 enthalten) 

  

 (3) Absatz 2 Sätze 1 bis 3 und 5 gilt entspre-

chend für Rechtsgeschäfte, die den darin genannten 

wirtschaftlich gleichkommen. 

(3) unverändert 

  

 (4) 1Entscheidungen über Rechtsgeschäfte 

nach den Absätzen 2 und 3 sind der Kommunalauf-

sichtsbehörde schriftlich anzuzeigen. 2Nicht anzu-

zeigen sind Entscheidungen über Rechtsgeschäfte, 

die für den Haushalt der Kommune keine besondere 

Belastung bedeuten. 3Aus der Anzeige muss zu er-

sehen sein, ob die gesetzlichen Voraussetzungen 

erfüllt sind. 4Das Rechtsgeschäft darf frühestens 

sechs Wochen nach der Anzeige vollzogen werden. 
5Die Kommunalaufsichtsbehörde kann im Einzelfall 

die Frist verkürzen oder aus besonderem Grund ver-

längern. 6Die Rechtsgeschäfte sind im Anhang zum 

Jahresabschluss darzustellen.“ 

 (4) 1Entscheidungen über Rechtsgeschäfte 

nach den Absätzen 2 und 3 sind der Kommunalauf-

sichtsbehörde schriftlich anzuzeigen. 2Nicht anzu-

zeigen sind Entscheidungen über Rechtsgeschäfte, 

die für den Haushalt der Kommune keine besondere 

Belastung bedeuten. 3Aus der Anzeige muss zu er-

sehen sein, ob die gesetzlichen Voraussetzungen 

erfüllt sind. 4Das Rechtsgeschäft darf frühestens 

sechs Wochen nach der Anzeige vollzogen werden. 
5Die Kommunalaufsichtsbehörde kann __________ 

die Frist verkürzen oder aus besonderem Grund ver-

längern. 6Die Rechtsgeschäfte sind im Anhang zum 

Jahresabschluss darzustellen.“ 

  

  5. Nach § 121 wird der folgende § 121 a eingefügt:   5. Nach § 121 wird der folgende § 121 a eingefügt: 

  

„§ 121 a „§ 121 a 

Konzernkredite Konzernkredite 

  

 (1) Die Kommunen dürfen aufgrund eines Be-

schlusses der Vertretung im Rahmen der Erfüllung 

ihrer Aufgaben in den in § 136 Abs. 1 Satz 3 und 

Abs. 3 Nrn. 1 und 2 genannten Bereichen Konzern-

kredite für Investitionen ihrer Unternehmen und Ein-

richtungen, die in den in § 136 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 

 (1) 1Die Kommunen dürfen für Investitionen ih-

rer Eigengesellschaften und kommunalen An-

stalten des öffentlichen Rechts in den in § 136 

Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Nrn. 1 und 2 genannten 

Bereichen Konzernkredite aufnehmen und bewirt-

schaften, wenn die Eigengesellschaft oder kom-
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genannten Rechtsformen geführt werden, aufneh-

men und bewirtschaften, wenn 

munale Anstalt einen Investitionsbedarf darge-

legt und die Prüfung ihrer wirtschaftlichen Lage 

ergeben hat, dass sie ihre Verpflichtungen aus 

dem nach den Sätzen 2 und 3 zu schließenden 

Vertrag erfüllen wird.  

  

1. die Kommune und das Unternehmen oder die 

Kommune und die Einrichtung vor der Auf-

nahme des Konzernkredits durch die Kom-

mune die Weiterleitung des Kreditbetrages von 

der Kommune an das Unternehmen oder die 

Einrichtung, die Zinszahlung und die Rückzah-

lung des Konzernkredits, einschließlich einer 

vorzeitigen Rückzahlung in den in § 152 Abs. 

2 genannten Fällen, vertraglich geregelt haben 

und  

__________  

  

2. davon auszugehen ist, dass das Unternehmen 

oder die Einrichtung den Verpflichtungen aus 

dem Vertrag nach Nummer 1 nachkommen 

wird. 

__________ 

  

 2Der aufgenommene Kreditbetrag ist nach Maß-

gabe eines zwischen der Kommune und der Ei-

gengesellschaft oder der kommunalen Anstalt 

zu schließenden Vertrages an diese weiterzuge-

ben und von ihr zurückzuzahlen. 3In dem Vertrag 

ist mindestens zusätzlich zu vereinbaren 

  

 1. ein Zinssatz, dessen Höhe mindestens dem 

Zinssatz entspricht, den die Kommune auf 

den Konzernkredit zu entrichten hat, und 

  

 2. eine Pflicht zur Rückzahlung des Kredits 

einschließlich der Zinsen zu dem Zeitpunkt, 

in dem eine der Entscheidungen nach § 152 

Abs. 2 und 3 vollzogen wird. 

  

 4Über die Aufnahme des Konzernkredits be-

schließt die Vertretung. 

  

 (2) 1Die Kommunen dürfen aufgrund eines Be-

schlusses der Vertretung im Rahmen der Erfüllung 

der in Absatz 1 genannten Aufgaben Konzernkre-

dite auch für Investitionen von Unternehmen und 

Einrichtungen aufnehmen und bewirtschaften, die in 

einer Rechtsform des privaten Rechts geführt wer-

den, aber keine Eigengesellschaften sind, wenn 

 (2) 1Die Kommunen dürfen in entsprechen-

der Anwendung des Absatzes 1 für Investitionen 

von Unternehmen und Einrichtungen, die in einer 

Rechtsform des privaten Rechts geführt werden, 

nur dann Konzernkredite aufnehmen und bewirt-

schaften, wenn sie an dem Unternehmen oder der 

Einrichtung unmittelbar beteiligt sind und allein  

oder zusammen mit anderen Kommunen über 

die Mehrheit der Anteile verfügen __________.  

  

1. die Kommune unmittelbar an dem Unterneh-

men oder der Einrichtung beteiligt ist, 

__________  
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2. bei dem Unternehmen oder der Einrichtung ein 

beherrschender kommunaler Einfluss besteht,  

__________ 

  

3. die Kommune und das Unternehmen oder die 

Kommune und die Einrichtung vor der Auf-

nahme des Konzernkredits durch die Kom-

mune die Weiterleitung des Konzernkreditbe-

trages von der Kommune an das Unternehmen 

oder die Einrichtung, die Zinszahlung und die 

Rückzahlung des Konzernkredits, einschließ-

lich einer vorzeitigen Rückzahlung bei Entfal-

len der Beteiligung der Kommune nach Num-

mer 1 oder des beherrschenden kommunalen 

Einflusses nach Nummer 2, vertraglich gere-

gelt haben und  

__________ 

  

4. davon auszugehen ist, dass das Unternehmen 

oder die Einrichtung den Verpflichtungen aus 

dem Vertrag nach Nummer 3 nachkommen 

wird. 

__________ 

  

2Der Konzernkreditbetrag darf im Verhältnis zur In-

vestitionssumme nicht höher sein als das Beteili-

gungsverhältnis der Kommune am Unternehmen 

oder der Einrichtung. 

2Der Konzernkreditbetrag darf im Verhältnis zur In-

vestitionssumme nicht höher sein als die Anteile 

der Kommune an dem Unternehmen oder der Ein-

richtung. 3Absatz 1 Satz 3 Nr. 2 gilt mit der Maß-

gabe, dass die Pflicht zur Zurückzahlung für den 

Zeitpunkt zu vereinbaren ist, in dem die nach 

Satz 1 erforderliche kommunale Mehrheit der 

Anteile entfällt. 

  

 (3) 1Liegt die Voraussetzung nach Absatz 2 

Satz 1 Nr. 1 nicht vor, so darf die Kommune auf-

grund eines Beschlusses der Vertretung Konzern-

kredite für Investitionen von Unternehmen und Ein-

richtungen nach Absatz 2 Satz 1 auch aufnehmen 

und bewirtschaften, wenn 

 (3) 1Die Kommunen dürfen in entsprechen-

der Anwendung des Absatzes 1 für Investitionen 

von Unternehmen und Einrichtungen, an denen sie 

mittelbar beteiligt sind, nur dann Konzernkredite 

aufnehmen und bewirtschaften, wenn ein Unter-

nehmen oder eine Einrichtung, an dem die Kom-

mune nach Absatz 2 Satz 1 unmittelbar beteiligt 

ist, bei dem begünstigten Unternehmen oder der 

begünstigten Einrichtung unmittelbar beherr-

schenden Einfluss hat. 

  

1. bei dem Unternehmen (Enkelunternehmen)  

oder der Einrichtung (Enkeleinrichtung) ein in 

einer Rechtsform des privaten Rechts geführ-

tes Unternehmen (Tochterunternehmen) oder 

eine in einer Rechtsform des privaten Rechts 

geführte Einrichtung (Tochtereinrichtung), an 

dem oder der die Kommune unmittelbar betei-

ligt ist und bei dem oder der ein unmittelbar be-

herrschender kommunaler Einfluss besteht, 

unmittelbar beherrschenden Einfluss hat,  

__________  

  

2. die Kommune und das Enkelunternehmen  

oder die Kommune und die Enkeleinrichtung 

vor der Aufnahme des Konzernkredits durch 

__________ 
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die Kommune die Weiterleitung des Konzern-

kreditbetrages von der Kommune an das En-

kelunternehmen oder die Enkeleinrichtung, die 

Zinszahlung und die Rückzahlung des Kon-

zernkredits, einschließlich einer vorzeitigen 

Rückzahlung bei Entfallen  

  

a) des unmittelbar beherrschenden Einflus-

ses des Tochterunternehmens oder der 

Tochtereinrichtung auf das Enkelunter-

nehmen oder die Enkeleinrichtung, 

 

  

b) der unmittelbaren Beteiligung der Kom-

mune an dem Tochterunternehmen oder 

der Tochtereinrichtung oder 

 

  

c) des unmittelbar beherrschenden kommu-

nalen Einflusses auf das Tochterunter-

nehmen oder die Tochtereinrichtung, 

 

  

vertraglich geregelt haben und  

  

3. davon auszugehen ist, dass das Enkelunter-

nehmen oder die Enkeleinrichtung den Ver-

pflichtungen aus dem Vertrag nach Nummer 2 

nachkommen wird. 

__________ 

  

2Der Kreditbetrag darf im Verhältnis zur Investitions-

summe nicht höher sein als das mittelbare Beteili-

gungsverhältnis der Kommune am Enkelunterneh-

men oder der Enkeleinrichtung. 

2Der Konzernkreditbetrag darf im Verhältnis zur In-

vestitionssumme nicht höher sein als der mittelbare 

Anteil der Kommune an dem Unternehmen oder 

der Einrichtung. 3Absatz 1 Satz 3 Nr. 2 gilt mit der 

Maßgabe, dass die Pflicht zur Zurückzahlung für 

den Zeitpunkt zu vereinbaren ist, in dem die 

nach Satz 1 erforderliche kommunale Mehrheit 

der Anteile entfällt. 

  

  

 (4) 1Die Kommune darf Konzernkredite nach 

den Absätzen 1 bis 3 an ein Unternehmen oder eine 

Einrichtung nur auszahlen, wenn der Bedarf darge-

legt wurde. 2Die Kommune hat für die Aufnahme und 

Bewirtschaftung von Konzernkrediten Richtlinien 

aufzustellen. 

 (4) wird (hier) gestrichen  

  

 (5) 1Entscheidungen über die Aufnahme von 

Konzernkrediten sowie wesentliche Änderungen bei 

bereits angezeigten Konzernkrediten sind der Kom-

munalaufsichtsbehörde schriftlich anzuzeigen. 2Aus 

der Anzeige muss zu ersehen sein, ob die gesetzli-

chen Voraussetzungen erfüllt sind. 3Der Konzern-

kredit darf erst sechs Wochen nach der Anzeige auf-

genommen werden. 4Die Kommunalaufsichtsbe-

hörde kann im Einzelfall die Frist verkürzen oder aus 

besonderem Grund verlängern.“ 

 (5) 1Beschlüsse über die Aufnahme von Kon-

zernkrediten __________ sind der Kommunalauf-

sichtsbehörde schriftlich anzuzeigen. 2Aus der An-

zeige muss zu ersehen sein, ob die gesetzlichen Vo-

raussetzungen für die Konzernkreditaufnahme 

erfüllt sind. 3Der Konzernkredit darf frühestens 

sechs Wochen nach der Anzeige aufgenommen 

werden. 4Die Kommunalaufsichtsbehörde kann 

__________ die Frist verkürzen oder aus besonde-

rem Grund verlängern.“ 
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  6. Nach § 122 wird der folgende § 122 a eingefügt:   6. Nach § 122 wird der folgende § 122 a eingefügt: 

  

„§ 122 a „§ 122 a 

Konzernliquiditätskredite Konzernliquiditätskredite 

  

 (1) Kommunen, die den Höchstbetrag nach 

§ 122 Abs. 1 Satz 1 nicht vollständig in Anspruch 

nehmen, dürfen in Höhe des Differenzbetrages Kon-

zernliquiditätskredite für Unternehmen und Einrich-

tungen, die in den in § 136 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 ge-

nannten Rechtsformen geführt werden, aufnehmen 

und bewirtschaften, wenn 

  (1) 1Kommunen, die den Höchstbetrag nach 

§ 122 Abs. 1 Satz 1 nicht vollständig in Anspruch 

genommen haben, dürfen in Höhe des Differenz-

betrages für ihre Eigengesellschaften und kom-

munalen Anstalten sowie für ihre in § 121 a 

Abs. 2 und 3 genannten, unter ihrem beherr-

schenden Einfluss stehenden Beteiligungsge-

sellschaften Konzernliquiditätskredite aufnehmen 

und bewirtschaften, wenn diese ihren Liquiditäts-

bedarf dargelegt haben und die Prüfung ihrer 

wirtschaftlichen Lage ergeben hat, dass sie ihre 

Verpflichtungen aus dem nach den Sätzen 2 

bis 4 zu schließenden Vertrag erfüllen werden.  

  

1. dies der rechtzeitigen Leistung von Auszahlun-

gen der Unternehmen und Einrichtungen dient, 

__________  

  

2. die Kommune und das Unternehmen oder die 

Kommune und die Einrichtung vor der Auf-

nahme des Konzernliquiditätskredits durch die 

Kommune die Weiterleitung der Konzernliqui-

ditätskredite von der Kommune an das Unter-

nehmen oder die Einrichtung, die Zinszahlung 

und die Rückzahlung des Konzernliquiditäts-

kredits vertraglich geregelt haben und 

__________  

  

3. davon auszugehen ist, dass das Unternehmen 

oder die Einrichtung den Verpflichtungen aus 

dem Vertrag nach Nummer 2 nachkommen 

wird. 

__________ 

  

  

 2Der aufgenommene Kreditbetrag ist nach Maß-

gabe eines zwischen der Kommune und dem Un-

ternehmen oder der Einrichtung zu schließen-

den Vertrages weiterzugeben und zurückzuzah-

len. 3Die Weitergabe und Zurückzahlung nach 

Satz 2 darf auch mittels eines zur gemeinsamen 

Bewirtschaftung liquider Mittel vertraglich ver-

einbarten Liquiditätsverbundes erfolgen, wenn 

diesem Verbund neben der Kommune und dem 

begünstigten Unternehmen oder der begünstig-

ten Einrichtung nur sonstige Unternehmen und 

Einrichtungen nach Satz 1 angehören. 4In dem 

Vertrag nach Satz 2 oder 3 ist ein Zinssatz zu ver-

einbaren, dessen Höhe mindestens dem Zins-

satz entspricht, den die Kommune auf den Kon-

zernliquiditätskredit zu entrichten hat. 
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 (2) Kommunen, die den Höchstbetrag nach 

§ 122 Abs. 1 Satz 1 nicht vollständig in Anspruch 

nehmen, dürfen in Höhe des Differenzbetrages Kon-

zernliquiditätskredite auch für Unternehmen und 

Einrichtungen aufnehmen und bewirtschaften, die in 

einer Rechtsform des privaten Rechts geführt wer-

den, aber keine Eigengesellschaften sind, wenn 

 (2) wird (hier) gestrichen (jetzt in Absatz 1 

enthalten) 

  

1. die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nrn. 1 

bis 3 vorliegen und 

 

  

2. bei dem Unternehmen oder der Einrichtung  

  

a) die Kommune unmittelbar beherrschen-

den Einfluss hat oder 

 

  

b) ein Unternehmen oder eine Einrichtung 

unter beherrschendem Einfluss der Kom-

mune unmittelbar beherrschenden Ein-

fluss hat. 

 

  

 (3) 1Die Kommunen dürfen im Einzelfall auf-

grund eines Beschlusses der Vertretung Konzernli-

quiditätskredite für Unternehmen und Einrichtungen 

nach Absatz 1 auch aufnehmen und bewirtschaften, 

wenn der Höchstbetrag nach § 122 Abs. 1 Satz 1 

vollständig in Anspruch genommen wird. 2Der Be-

schluss nach Satz 1 darf nur gefasst werden, wenn 

 (3) 1Im Ausnahmefall dürfen die Kommunen 

einen Konzernliquiditätskredit für Unternehmen und 

Einrichtungen nach Absatz 1 Satz 1, die sich in den 

in § 136 Abs. 1 Satz 3 und Absatz 3 Nrn. 1 und 2 

genannten Bereichen wirtschaftlich betätigen, 

auch dann aufnehmen und bewirtschaften, wenn 

dadurch der Höchstbetrag nach § 122 Abs. 1 Satz 1 

überschritten wird. 2Dies setzt voraus, dass das 

begünstigte Unternehmen oder die begünstigte 

Einrichtung ohne die Weiterleitung des Kredit-

betrages den Zahlungsverpflichtungen nicht ter-

mingerecht oder vollständig nachkommen kann 

und eine Prüfung der wirtschaftlichen Lage er-

geben hat, dass das Unternehmen oder die Ein-

richtung unter Inanspruchnahme des Kredits die 

wirtschaftliche Tätigkeit voraussichtlich dauer-

haft fortsetzen kann.  

  

1. dem Unternehmen oder der Einrichtung für die 

rechtzeitige Leistung ihrer Auszahlungen an-

dere Mittel nicht zur Verfügung stehen, 

__________  

  

2. für das Unternehmen oder die Einrichtung eine 

positive Fortsetzungsprognose besteht und 

__________  

  

3. die Kommune und das Unternehmen oder die 

Kommune und die Einrichtung vor der Auf-

nahme des Konzernliquiditätskredits durch die 

Kommune die Weiterleitung des Konzernliqui-

ditätskredits von der Kommune an das Unter-

nehmen oder die Einrichtung, die Zinszahlung 

und die Rückzahlung des Konzernliquiditäts-

kredits vertraglich geregelt haben. 

__________  
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3§ 89 bleibt unberührt. 

3Absatz 1 Sätze 2 und 4 gilt entsprechend. 4Über 

die Aufnahme des Konzernliquiditätskredits 

nach Satz 1 beschließt die Vertretung. 5§ 89 bleibt 

unberührt. 

  

  

 (4) 1Die Kommunen dürfen, wenn der Höchst-

betrag nach § 122 Abs. 1 Satz 1 vollständig in An-

spruch genommen wird, im Einzelfall aufgrund eines 

Beschlusses der Vertretung entsprechend Absatz 3 

Satz 2 Konzernliquiditätskredite auch für Unterneh-

men und Einrichtungen nach Absatz 2 aufnehmen 

und bewirtschaften, wenn bei dem Unternehmen 

oder der Einrichtung  

 (4) wird (hier) gestrichen (jetzt in Absatz 3 

enthalten) 

  

1. die Kommune unmittelbar beherrschenden 

Einfluss hat oder 

 

  

2. ein Unternehmen oder eine Einrichtung unter 

beherrschendem Einfluss der Kommune un-

mittelbar beherrschenden Einfluss hat. 

 

  

2§ 89 bleibt unberührt. 3Der Konzernliquiditätskredit-

betrag darf im Verhältnis zum Bedarf des Unterneh-

mens oder der Einrichtung im Fall des Satzes 1 Nr. 1 

das Beteiligungsverhältnis der Kommune am Unter-

nehmen oder der Einrichtung und im Fall des Sat-

zes 1 Nr. 2 das mittelbare Beteiligungsverhältnis der 

Kommune am Unternehmen oder an der Einrichtung 

nicht überschreiten, es sei denn, dass die Kommune 

ein besonderes Interesse an einem höheren Kon-

zernliquiditätskreditbetrag hat. 

 

  

 (5) 1Die Entscheidungen über Konzernliquidi-

tätskredite nach den Absätzen 3 und 4 sind der 

Kommunalaufsichtsbehörde vor der Konzernliquidi-

tätskreditaufnahme anzuzeigen. 2Aus der Anzeige 

muss zu ersehen sein, ob die gesetzlichen Voraus-

setzungen erfüllt sind.“ 

 (5) 1Beschlüsse über die Aufnahme von Kon-

zernliquiditätskrediten nach Absatz 3 sind der Kom-

munalaufsichtsbehörde schriftlich anzuzeigen. 2Aus 

der Anzeige muss zu ersehen sein, ob die gesetzli-

chen Voraussetzungen für die Aufnahme des 

Konzernliquiditätskredits erfüllt sind. 3Der Kon-

zernliquiditätskredit darf frühestens sechs Wo-

chen nach der Anzeige aufgenommen werden. 
4Die Kommunalaufsichtsbehörde kann die Frist 

verkürzen oder aus besonderem Grund verlän-

gern.“ 

  

  

  7. § 152 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 7. § 152 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

  

„4Die Kommunalaufsichtsbehörde kann im Einzelfall 

die Frist verkürzen oder aus besonderem Grund ver-

längern.“ 

„4Die Kommunalaufsichtsbehörde kann ____ die 

Frist verkürzen oder aus besonderem Grund verlän-

gern.“ 

  

  8. In § 169 Abs. 8 werden die Angabe „2024“ durch die 

Angabe „2027“ und die Angabe „2020 bis 2023“ 

durch die Angabe „2024 bis 2026“ ersetzt. 

8. unverändert 
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  9. In § 176 Abs. 1 Satz 6 wird die Angabe „§121 Abs. 2 

und 3,“ gestrichen. 

9. unverändert 

  

10. § 180 wird wie folgt geändert:  

  

a) Die Absätze 5 und 6 werden gestrichen.   

  

b) Die bisherigen Absätze 7 und 8 werden Ab-

sätze 5 und 6. 

 

  

11. § 181 wird gestrichen. 10. unverändert 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

Änderung der Kommunalhaushalts- und  

-kassenverordnung 

unverändert 

  

 Die Kommunalhaushalts- und -kassenverordnung 

vom 18. April 2017 (Nds. GVBl. S. 130), zuletzt geändert 

durch Verordnung vom 15. Juli 2024 (Nds. GVBl. 2024 

Nr. 65), wird wie folgt geändert: 

 

  

1. In § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 werden nach der Angabe 

„(NKomVG)“ ein Komma und die Worte „von Kon-

zernkrediten nach § 121 a NKomVG und von Kon-

zernliquiditätskrediten nach § 122 a NKomVG“ ein-

gefügt. 

 

  

2. § 6 Satz 3 wird wie folgt geändert:  

  

a) Am Ende der Nummer 4 wird das Wort „und“ 

durch ein Komma ersetzt. 

 

  

b) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt durch 

das Wort „und“ ersetzt. 

 

  

c) Es wird die folgende Nummer 6 angefügt:  

  

„6. die Entwicklung der Konzernkredite nach 

§ 121 a NKomVG und der Konzernliqui-

ditätskredite nach § 122 a NKomVG.“ 

 

  

3. § 14 wird wie folgt geändert:  

  

a) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt durch 

das Wort „und“ ersetzt.  

 

  

b) Es wird die folgende Nummer 6 angefügt:  

  

„6. die Einzahlungen, Auszahlungen und 

Rückzahlungen aus der Aufnahme von 

Konzernkrediten nach § 121 a NKomVG 

und von Konzernliquiditätskrediten nach 

§ 122 a NKomVG.“ 
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4. In § 45 Abs. 1 Nr. 9 werden nach den Worten 

„gleichkommende Verpflichtungen“ ein Komma und 

die Worte „Verpflichtungen aus Konzernkrediten 

(§ 121 a NKomVG)“ eingefügt. 

 

  

5. In § 55 Abs. 3 werden nach der Nummer 2.1.4.2 die 

folgenden Nummern 2.1.5 und 2.1.6 eingefügt: 

 

  

„2.1.5 Verbindlichkeiten aus der Aufnahme von 

Konzernkrediten nach § 121 a NKomVG 

 

  

2.1.6 Verbindlichkeiten aus der Aufnahme von 

Konzernliquiditätskrediten nach § 122 a 

NKomVG“. 

 

  

  

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des Niedersächsischen  

Kommunalwahlgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen  

Kommunalwahlgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Kommunalwahlgesetz in der 

Fassung vom 28. Januar 2014 (Nds. GVBl. S. 35), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Dezem-

ber 2021 (Nds. GVBl. S. 830), wird wie folgt geändert:  

 Das Niedersächsische Kommunalwahlgesetz in der 

Fassung vom 28. Januar 2014 (Nds. GVBl. S. 35), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Dezem-

ber 2021 (Nds. GVBl. S. 830), wird wie folgt geändert: 

  

1. § 2 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 1. unverändert 

  

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.  

  

b) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.  

  

 1/1. Am Ende des ersten Teils wird der bisherige § 6 

gestrichen. 

  

 1/ 2. Der Zweite Teil Erster Abschnitt wird wie folgt 

geändert: 

  

 a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

  

 „Erster Abschnitt  

Wahltag und Wahlzeit, Gliederung des 

Wahlgebiets“. 

  

2. § 6 wird wie folgt geändert: b) Nach der Überschrift wird der folgende 

neue § 6 eingefügt: 

  

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: „____§ 6 

  

„Wahltag und Wahlzeit“. _Wahltag und Wahlzeit_ 

  

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: __________ 

  

 „(1) Die allgemeinen Neuwahlen finden 

vor Ablauf der Wahlperiode der Abgeordneten 

 _(1) Die allgemeinen Neuwahlen finden 

vor Ablauf der Wahlperiode der Abgeordneten 
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an einem Sonntag in der Zeit von 8.00 bis 

18.00 Uhr statt.“ 

an einem Sonntag in der Zeit von 8.00 bis 

18.00 Uhr statt._ 

  

c) In Absatz 2 werden die Worte „allgemeinen 

Kommunalwahltag“ durch das Wort „Wahltag“ 

ersetzt. 

_  (2) Die Landesregierung bestimmt den 

Wahltag durch Verordnung.“ 

  

 2/1. In § 45 a werden die Worte „dieses Gesetzes“ 

durch die Worte „über die Wahl der Abgeordne-

ten“ ersetzt. 

  

3. § 45 b wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

  

a) In Absatz 1 werden die Worte „einzelne Direkt-

wahl“ durch das Wort „Wahl“ ersetzt. 

 

  

b) In Absatz 2 werden die Worte „der einzelnen 

Direktwahl“ gestrichen. 

 

  

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „dem Tag 

der allgemeinen Direktwahlen oder der einzel-

nen Direktwahl“ durch die Worte „der Wahl“ er-

setzt. 

 

  

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Tag der 

allgemeinen Direktwahlen oder der einzelnen 

Direktwahl“ durch das Wort „Wahltag“ ersetzt. 

 

  

4. § 45 d wird wie folgt geändert: 4. § 45 d wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

aa) In Satz 1 werden die Worte „drei Jahre 

und acht Monate nach Beginn der allge-

meinen Wahlperiode der Abgeordneten“ 

durch die Worte „sechs Jahre und acht 

Monate nach Beginn der für die Amtsin-

haberin oder den Amtsinhaber laufenden 

Wahlperiode“ ersetzt. 

aa) In Satz 1 werden die Worte „drei Jahre 

und acht Monate nach Beginn der allge-

meinen Wahlperiode der Abgeordneten“ 

durch die Worte „sechs Jahre und acht 

Monate nach Beginn der für die Amtsin-

haberin oder den Amtsinhaber laufenden 

Amtszeit“ ersetzt. 

  

bb) In Satz 2 werden die Worte „drei Jahre“ 

durch die Worte „sechs Jahre“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden das Wort „drei ____“ 

durch das Wort „sechs ____“ und das 

Wort „Wahlperiode“ durch die Worte 

„für die Amtsinhaberin oder den Amts-

inhaber laufenden Amtszeit“ ersetzt. 

  

cc) In Satz 4 wird das Wort „einzelne“ durch 

die Worte „die nach § 80 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 oder Satz 2 NKomVG durchzufüh-

renden“ ersetzt. 

cc) unverändert 
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 dd) Es werden die folgenden Sätze 5 bis 7 

angefügt: 

  

 „5Ist die Amtsinhaberin oder der Amts-

inhaber vor dem 1. Februar 2025 ge-

wählt worden und läuft ihre oder seine 

Amtszeit mit dem Ende der allgemei-

nen Wahlperiode der Abgeordneten 

am 31. Oktober 2026 oder am 31. Ok-

tober 2031 ab, so darf eine Bewerberin 

oder ein Bewerber abweichend von 

Satz 1 frühestens drei Jahre und acht 

Monate nach Beginn der allgemeinen 

Wahlperiode, mit deren Ende die 

Amtszeit der Amtsinhaberin oder des 

Amtsinhabers endet, bestimmt wer-

den. 6Wird sie oder er von einer Dele-

giertenversammlung bestimmt, so 

darf die Wahl der Delegierten abwei-

chend von Satz 2 frühestens drei 

Jahre und vier Monate nach Beginn 

der allgemeinen Wahlperiode, mit de-

ren Ende die Amtszeit der Amtsinha-

berin oder des Amtsinhabers endet, 

stattfinden. 7Die Sätze 5 und 6 gelten 

auch, wenn der Tag der Wahl der 

Amtsinhaberin oder des Amtsinha-

bers vor dem 1. Februar 2025 be-

stimmt wurde.“  

  

b) Absatz 8 wird wie folgt geändert: b) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

  

aa) In Satz 1 werden die Worte „allgemeinen 

Kommunalwahltag“ durch die Worte 

„Wahltag der allgemeinen Neuwahlen“ 

ersetzt und das Wort „einzelne“ gestri-

chen. 

aa) unverändert 

  

bb) In Satz 2 Halbsatz 2 wird das Wort „ein-

zelnen“ gestrichen und die Worte „des 

nächsten allgemeinen Kommunalwahlta-

ges“ werden durch die Worte „der nächs-

ten allgemeinen Neuwahlen“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 Halbsatz 2 wird das Wort „ein-

zelnen“ gestrichen und die Worte „des 

nächsten allgemeinen Kommunalwahlta-

ges“ werden durch die Worte „des Wahl-

tages der nächsten allgemeinen Neu-

wahlen“ ersetzt. 

  

5. § 45 i wird wie folgt geändert: 5. § 45 i wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 wird einziger Absatz und darin wird 

im einleitenden Satzteil die Angabe „§ 80 

Abs. 2 Satz 1 oder 2 NKomVG“ durch die An-

gabe „§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder Satz 2 

NKomVG“ ersetzt. 

a) Absatz 1 wird einziger Absatz und darin wird 

im einleitenden Satzteil die Angabe „____ 

Satz 1 oder 2 ____“ durch die Angabe „____ 

Satz 1 Nr. 2 oder Satz 2 ____“ ersetzt. 

  

b) Absatz 2 wird gestrichen. b) unverändert 
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6. In § 52 c Abs. 1 Sätze 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 

Halbsatz 1 werden jeweils die Worte „einzelne Di-

rektwahl“ durch das Wort „Direktwahl“ ersetzt. 

6. unverändert 

  

7. In § 53 Abs. 3 Sätze 1 und 4 werden jeweils die 

Worte „einzelne Direktwahlen“ durch das Wort „Di-

rektwahlen“ ersetzt. 

7. unverändert 

  

  

Artikel 4 Artikel 4 

Änderung der Niedersächsischen  

Kommunalwahlordnung 

Änderung der Niedersächsischen  

Kommunalwahlordnung 

  

 Die Niedersächsische Kommunalwahlordnung vom 

5. Juli 2006 (Nds. GVBl. S. 280, 431), zuletzt geändert 

durch Artikel 2 der Verordnung vom 1. Juli 2021 

(Nds. GVBl. S. 446), wird wie folgt geändert: 

unverändert 

  

1. In § 26 wird in der Überschrift das Wort „einzelne“ 

gestrichen. 

 

  

2. In § 50 wird in der Überschrift das Wort „einzelnen“ 

gestrichen. 

 

  

  

Artikel 5 Artikel 5 

Änderung des Niedersächsischen  

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen  

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

  

 § 7 Abs. 4 des Niedersächsischen Verwaltungsvoll-

streckungsgesetzes in der Fassung vom 14. Novem-

ber 2019 (Nds. GVBl. S. 316), zuletzt geändert durch Ar-

tikel 1 des Gesetzes vom 22. September 2022 

(Nds. GVBl. S. 589), wird wie folgt geändert: 

unverändert 

  

1. Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.  

  

2. Es wird der folgende Satz 2 angefügt:  

  

„2Sie können diese Aufgabe durch Zweckvereinba-

rung nach dem Niedersächsischen Gesetz über die 

kommunale Zusammenarbeit auch auf einen Land-

kreis übertragen.“  

 

  

  

Artikel 6 Artikel 6 

Änderung des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes 

  

 § 78 Abs. 11 des Niedersächsischen Beamtenver-

sorgungsgesetzes in der Fassung vom 2. April 2013 

(Nds. GVBl. S. 73), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 14. März 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 23), 

wird gestrichen. 

 § 78 Abs. 12 des Niedersächsischen Beamtenver-

sorgungsgesetzes in der Fassung vom 2. April 2013 

(Nds. GVBl. S. 73), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 

Gesetzes vom 25. September 2024 (Nds. GVBl. 2024 

Nr. 83), wird gestrichen. 
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Artikel 7 

 

Artikel 7 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
  

 1Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 2024 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 1 Nr. 2 Buchst. i am 

1. November 2026 in Kraft. 

 1Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2025 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 1 Nr. 2 Buchst. i am 

1. November 2026 in Kraft. 
  

 

(Verteilt am 23.01.2025) 


